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Je kleiner, desto größer?

Gemeindegröße und Wahlbeteiligung bei Gemeinderats- und 
Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg

Alexandra Klein

Die Bevölkerung in Baden-Württemberg nahm 

in den 90er-Jahren stark zu und auch im aktuel-

len Jahrzehnt wurden noch spürbare Bevölke-

rungszuwächse gemessen. Zusätzlich haben 

EU-Bürger das Wahlrecht erhalten. Beide Ent-

wicklungen führten zu einer starken Zunahme 

an Wahlberechtigten bei Gemeinderats- und 

Bürgermeisterwahlen. Die Zahl der Wählerinnen 

und Wähler hat damit aber nicht Schritt gehal-

ten, sondern abgenommen. Insgesamt führten 

die gegensätzlichen Verläufe zu einem Rück-

gang der Wahlbeteiligung bei Gemeinderats- 

und Bürgermeisterwahlen. Die Wahlbeteiligung 

bei Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlen 

variiert deutlich mit der Gemeindegröße. Grund-

sätzlich trifft die Aussage zu, dass die Wahl-

beteiligung in kleineren Gemeinden höher ist 

als in größeren Gemeinden und Städten. 

Wahlen stellen nach wie vor die wichtigste for-
male Beteiligung in der Demokratie dar. Eine 
hohe Beteiligung bei Wahlen wird in demokra-
tischen Staaten oftmals als Zustimmung zum 
politischen System und als Bestätigung der 
Gewählten und deren Entscheidungen ver-
standen. Die Legitimation der Gewählten wird 
auch von der Höhe der Wahlbeteiligung ab-
hängig gemacht.

Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlen 

in der Wahlhierarchie

Kommunalwahlen werden als „nachrangige“ 
Wahlen eingestuft.1 Dafür gibt es mehrere 
Gründe. Den höheren politischen System-
ebenen, also Land und Bund, wird grundsätz-
lich mehr Bedeutung beigemessen. Durch 
den Raum, den beispielsweise Bundes- und 
Landtagswahlen in den Medien einnehmen, 
wird das Bewusstsein für die Bedeutung ge-
steigert. Ein Teil der Wählerinnen und Wähler 
geht davon aus, dass kommunale Entschei-
dungen Sachzwängen unterliegen und des-
halb unabhängig von den Mandatsträgern 
entschie den werden. Entscheidungen auf 
kommunaler Ebene werden eher als unpoli-
tisch eingestuft und oftmals als Verwaltungs-
aufgaben wahrgenommen. 

Aufgrund der Bedeutung, die Bürger den Ent-
scheidungen der einzelnen Gremien zuordnen, 
werten sie auch die Wahlen zu den unter-
schiedlichen politischen Gremien nach ihrer 
subjektiven Wichtigkeit. Daraus ergibt sich die 
nachfolgend abgebildete Hierarchie, deren 
wahrgenommene Bedeutung von oben nach 
unten abnimmt. 

 Bundestagswahl
 Landtagswahl
 Gemeinderatswahl
 Europawahl
 Bürgermeisterwahl

Wahlbeteiligung spiegelt Bedeutung der Wahl 

wider

Die Beteilung bei Wahlen zu den unterschied-
lichen politischen Gremien und Ämtern spiegelt 
die Bedeutung wider, die die Wählerschaft ihnen 
beimisst (Schaubild 1).

Die Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen 
liegt weit über den Beteiligungen bei anderen 
Wahlen. Sie hat jedoch bei den Bundestags-
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wahlen in Baden-Württemberg seit dem Jahr 
1998 von einer zur anderen Wahl kontinuierlich 
abgenommen. Mit einer Beteiligung von 72,4 % 

bei der Bundestagswahl 2009 lag sie um rund 
10 Prozentpunkte unter der Wahl von 1998. Bei 
den übrigen Wahlen ging die Wahlbeteiligung 
im betrachteten Zeitraum bereits früher zurück. 
Das Niveau der Beteiligung war zu Beginn der 
90er-Jahre sehr unterschiedlich. Die Wahlbetei-
ligung bei den baden-württembergischen Land-
tagswahlen sank ausgehend von 70 % im 
Jahr 1992 bis zu den Wahlen im Jahr 2006 auf 
53,4 % und hatte damit zuletzt ein Beteiligungs-
niveau wie die „nachrangigen“ Wahlen. Die 
Wahlbeteiligung bei den Gemeinderatswahlen 
ging in diesem Zeitraum um 16 Prozentpunkte 
zurück. Im Jahr 1994 beteiligten sich noch fast 
67 % der Wahlberechtigten an der Wahl zu den 
Gemeinderäten, 1999 waren es nur noch 53 %. 
Bei den beiden folgenden Wahlen 2004 und 
2009 ging die Beteiligung nur geringfügig auf 
50,7 % zurück. 

Zwischen Gemeinderats- und Bürgermeister-
wahlen in Baden-Württemberg lässt sich auf 
den ersten Blick keine Hierarchie erkennen. 
1994 lag die Beteiligung bei den Gemeinderats-
wahlen etwas über den Bürgermeisterwahlen, 
1999 lag sie darunter und 2004 stimmten sie 
fast überein. Dies liegt an der unterschiedlichen 
Abgrenzung der Wahlen (siehe i-Punkt), aber 
auch daran, dass die Beteiligung bei Bürger-
meisterwahlen stärker variiert als die Beteili-
gung zu anderen politischen Wahlen. So wur-
den im Zeitraum zwischen 1990 und 2009 bei 
Bürgermeisterwahlen mit 16,5 % so geringe 
und mit 99,1 % so hohe Wahlbeteiligungen er-
zielt wie bei keinen Gemeinderatswahlen. Bei 
Bürgermeisterwahlen mobilisieren andere Ein-
flüsse die Wählerinnen und Wähler als bei 
Gemeinderatswahlen. Neben der Einstufung 
als „nachrangige“ Wahl wirkt sich bei den Bür-
germeisterwahlen auch das Angebot an Kandi-
daten aus, das die Wählerinnen und Wähler 
haben. Bei der Mehrheit der Bürgermeister-
wahlen tritt der Amtsinhaber ohne ernsthafte 
Gegenkandidaten für eine weitere Amtszeit 
an. In diesen Fällen ist eine Wahl im Sinne 
einer Auswahl deutlich eingeschränkt.

Angesichts der hohen Partizipation bei Bundes-
tagswahlen leuchten allgemeiner Politikver-
druss, Wertewandel oder zurückgehende Betei-
ligungsbereitschaft als ausreichende Erklärung 
für den starken Rückgang bei den Gemeinde-
ratswahlen wenig ein. 

Höhere Wahlbeteiligungen durch 

Zusammenlegen von Wahlen

Die Wahlberechtigten nehmen heute an mehr 
Wahlen als früher teil. Beispielsweise waren 
im Jahr 2009 die Bruchsaler Wahlberechtigten 

Bürgermeisterwahlen in 

Baden-Württemberg

Die Informationen über Bürgermeister-
wahlen werden in Baden-Württemberg 
– im Gegensatz zu vielen anderen Bundes-
ländern – nicht zentral erfasst. Die Durch-
führung der Bürger meisterwahl liegt im 
Selbstverwaltungs bereich der Kommunen. 
Die zuständigen Landratsämter für die 
Gemeinden und die zuständigen Regie-
rungspräsidien als Rechts aufsichts behörde 
für die Städte bestätigen die Rechtmäßig-
keit der Durchführung der Wahl. Aber auch 
die Rechtsaufsichtsbehörden führen keine 
Übersichten über die Wahlen. Die Autorin 
hat für ihre Dissertation über die Wahlbe-
teiligung bei Bürgermeisterwahlen in 
Baden-Württemberg die Angaben über 
2 900 Bürgermeisterwahlen im Zeitraum 
von 1990 bis 2009 gesammelt und aus-
gewertet. Dies war nur durch die Unter-
stützung der Landratsämter, Städte und 
Gemeinden möglich.

Bürgermeister werden für die Amtszeit von 
8 Jahren gewählt. Sie erleben in ihrer 
Amts zeit mindestens einmal einen Wech-
sel des Gemeinderats. 

Bürgermeisterwahlen in Baden-Württem-
berg finden mit Ausnahme von Feiertagen 
und Ferien an jedem Sonntag statt. Es gibt 
keinen einheitlichen Wahltermin. Durch-
schnittlich wird in ca. 120 Gemeinden im 
Jahr gewählt. In den Jahren, die dem 
8-Jahres-Turnus auf die Gemeindereform 
folgen (zum Beispiel 1991, 1999 und 2007), 
gibt es vergleichsweise viele Wahlen. Für 
den Vergleich mit anderen Wahlen wurden 
deshalb die Bürgermeisterwahlen von 
5 auf einanderfolgenden Jahren zusam-
mengefasst und dem letzten Jahr dieses 
Zeitraums zugeordnet. Die Wahlbeteiligun-
gen der Jahre 1990 bis 1994 sind bei spiels-
weise dem Jahr 1994 zugeordnet. Die Zu-
sammenfassung wurde vorgenom men, 
um die Wahlbeteiligung der Bürgermeis-
terwahlen mit den übrigen Wahlen, bei 
denen in einem Jahr die Bürger aller Ge-
meinden wählen, vergleichen zu können. 
Werden nur einzelne Jahre betrachtet, dann 
erhalten die Wahlbeteiligungen der großen 
Städte, die in den einzelnen Jahren statt-
gefunden haben, ein sehr großes Gewicht.
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zu sechs Wahlen aufgerufen. Zu den Wahlen 
zum Gemeinderat, Kreistag, Europäischen 
Parla ment und Bundestag kamen noch zwei 
Bürgermeisterwahlen. Als Mittel gegen Wahl-
müdigkeit aufgrund gehäufter Urnengänge wird 
deshalb häufig vorgeschlagen, Wahlen zusam-
menzulegen. In Baden-Württemberg finden 
seit 1994 die Wahlen zu den Gemeinderäten, 
Kreistagen und dem Europäischen Parlament 
zusammen statt. Von zusammengelegten Wah-
len wird erwartet, dass sie eine höhere Wahl-
beteiligung erzielen als einzeln stattfindende 
Wahlen. Die Wählerinnen und  Wähler können 
mit einem Wahlgang mehreren Verpflichtun gen 
nachkommen. 

Ob durch die Zusammenlegung von Wahlen 
eine höhere Wahlbeteiligung erreicht wird, 
ist umstritten. Welchen Effekt die Zusammen-
legung haben kann, zeigte sich, als im Jahr 
1999 die Zusammenlegung der Wahlen zu 
den Gemeinderäten und zum Europäischen 
Parlament in Baden-Württemberg ausgesetzt 
wurde. Die Wahlbeteiligungen bei beiden 
Wahlen lagen in der Folge weit unter dem 
Nive au von 1994. Die Beteiligung bei der Wahl 
zum Europäischen Parlament erlitt mit 40,6 % 
einen richtigen Einbruch. Diese Wahl profitiert 
von der Zusammen legung mit der Gemeinde-
ratswahl stärker als die Gemeinderatswahl 
von der Europawahl. 

Die Wahlen, die in der Wahlhierarchie weiter 
unten stehen, haben offensichtlich einen Vor-
teil von der Zusammenlegung mit übergeord-
neten Wahlen. Bei den übergeordneten Wahlen 
zeigt sich indes kein Unterschied. Die Zusam-
menlegung der Bürgermeisterwahlen mit an-
deren Wahlen bestätigt diese Feststellung. 

In Baden-Württemberg ist es erst seit 2005 
möglich, die Bürgermeisterwahlen mit ande-
ren Wahlen zusammenzulegen. Der zeitliche 
Rahmen für die Terminierung einer Bürgermei-
sterwahl ist sehr eng gefasst. Deshalb konnten 
bisher erst wenige Gemeinden die Gelegen-
heit nutzen, die Bürgermeisterwahl mit einer 
anderen Wahl zusammenzulegen. Die Wahlbe-
teiligung bei den Bürgermeisterwahlen, die 
mit der Bundestagswahl 2009 zusammenge-
legt wurden, betrug zwischen 65 % und 83 %.2 
Sie lag damit weit über dem Durchschnitt der 
übrigen Bürgermeisterwahlen von 47 % im 
Zeitraum zwischen 2005 und 2009. Bei über der 
Hälfte der zusammengelegten Bürgermeis ter-
wahlen konnten sich die bisherigen Amtsin-
haber, die ohne Konkurrenz antraten, über die 
hohe Zustimmung freuen. Ganz offensichtlich 
hatten die Bürgermeisterwahlen einen Gewinn 
von der vergleichsweise hohen Beteiligung bei 
den Bundestagswahlen.

Die Gemeindegröße als Einflussfaktor 

für die Wahlbeteiligung

Mit Blick auf die Größe der Kommune, in der 
eine Wahl stattfindet, lässt sich grundsätzlich 
beobachten, dass kleinere Gemeinden sowohl 
bei Bundestags- als auch bei Kommunalwahlen 
höhere Wahlbeteiligungen haben können als 
größere. Darüber hinaus hat die Gemeinde-
größe bei der Gemeinderatswahl noch einen 
besonderen Einfluss, wenn die abgegebene 
Stimme nicht zu einem nationalen Gesamter-
gebnis beiträgt, sondern unmittelbar vor Ort 
gewertet wird. Zunächst soll deshalb die Ge-
meindestruktur in Baden-Würt temberg und 
ihre Entwicklung im Zeitraum zwischen 1990 
und 2009 betrachtet werden.

Kleine und mittlere Gemeinden deutlich 

in der Mehrzahl

Baden-Württemberg ist durch eine Vielzahl 
kleiner und mittelgroßer Gemeinden gekenn-
zeichnet. Über drei Viertel der insgesamt 1 101 
Gemeinden3 haben weniger als 10 000 Einwoh-
ner. Durch die Gemeindereform der 70er-Jahre 
wurden aus den ehemals 3 350 Gemeinden 
1 110 Gemeinden. Viele der ehemals selbst-
ständigen Gemeinden sind heute zu einer Ge-
meinde oder Stadt zusammengewachsen. In 
vielen früher eigenständigen Gemeinden fin-
den aber auch heute – über 30 Jahre nach der 
Gemeindereform – noch eigenständige poli-
tische Willensbildungsprozesse statt. Sie zeigen 
sich an unterschiedlichem Abstimmungsver-
halten nach Ortsteilen bei den Kommunal- und 
Bürgermeisterwahlen.

Die Zahl der Gemeinden in Baden-Württemberg 
ist seit dem Abschluss der Gemeindereform in 
den 70er-Jahren mit 1 110 weitgehend stabil. 
Erst in den letzten Jahren gab es drei weitere 
Zusammenschlüsse von Gemeinden. So wurden 
2006 die Gemeinde Tennenbronn zu Schram-
berg eingemeindet, 2007 die Gemeinde Betz-
weiler-Wälde zu Loßburg und zum Ende des 
Jahres 2008 schlossen sich acht kleine Ge-
meinden zur Gemeinde Kleines Wiesental zu-
sammen, so dass es heute 1 101 Gemeinden 
gibt (Schaubild 2).

Die Einwohnergröße der einzelnen Gemeinden 
hat sich im betrachteten Zeitraum zwischen 
1990 und 2009 verändert. Dadurch hat sich auch 
die Anzahl der Gemeinden in den einzelnen 
Größenklassen verändert. Den größten Zuwachs 
verzeichnen vor allem die mittleren Gemeinden 
zwischen 5 000 und 20 000 Einwohnern. Aber 
auch die Anzahl der Großen Kreisstädte hat in 
diesem Zeitraum um 15 zugenommen. Im Ge-

2 Das arithmetische Mittel 
von 24 Wahlen, von denen 
die Wahlbeteiligung vor-
liegt, betrug 74 %, der 
Median 73,7 %.

3 Der gemeindefreie Bezirk 
Münsingen bleibt bei der 
Betrachtung ausge-
schlossen.
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gensatz dazu gab es zu Beginn des Jahres 
2009 in der Größenklasse bis 3 000 Einwohner 
84 Gemeinden weniger als 1990. 

Die Veränderung der Zahl der Gemeinden in 
den unterschiedlichen Gemeindegrößen hängt 
mit dem starken Bevölkerungswachstum zu-
sammen, das Baden-Württemberg erfahren 
hat. Im Vergleich zum Beginn des Jahres 1990 
lebten Ende 2008 über 1,1 Mill. Menschen mehr 
in Baden-Württemberg. Inzwischen wohnt rund 
die Hälfte der baden-württembergischen Be-
völkerung in 100 Städten über 20 000 Einwoh-
nern. Die Zunahme der Bevölkerung beruht 
hauptsächlich auf einem starken Zuzug nach 
Baden-Württemberg. 

Der Bevölkerungszuwachs verlief nicht gleich-
mäßig. Es gab Kommunen, deren Einwohner-
zahl in dieser Zeit leicht abgenommen hat, und 
Kommunen, die stark gewachsen sind. Diese 
Entwicklung hat unterschiedliche Ursachen. 
Einige Gemeinden konnten in dieser Zeit bei-
spielsweise Neubaugebiete ausweisen und so 
neue Einwohner aufnehmen. Andere Gemein-
den sind geografisch begrenzt und können 
sich nicht weiter ausdehnen. 

Höhere Wahlbeteiligung in 

kleineren Gemeinden

Die Einteilung in Gemeindegrößenklassen 
bestä tigt, dass kleinere Gemeinden höhere 
Wahlbeteiligungen aufweisen als größere 
(Schaubild 3). Darüber hinaus wird deutlich, 
dass bei den größeren Städten die Wahlbe-
teiligung bei Gemeinderatswahlen seit 1994 
stärker zurückgegangen ist als bei den kleineren 
Gemeinden. Die Wahlbeteiligung bei den 
Städten über 20 000 Einwohnern ist von der 
Wahl 1994 bis zur Wahl 2009 um 17 Prozent-
punkte gesunken. Die Wahlbeteiligung der 
Gemein den unter 1 000 Einwohnern sank in 
diesem Zeitraum – ausgehend von einem 
höhe ren Wahlbeteiligungsniveau im Jahr 1994 
– dagegen bis zum Jahr 2009 um 11 Prozent-
punkte. Der Abstand der Wahlbeteiligung 
zwischen größeren Städten und kleineren 
Gemein den ist bei Gemeinderatswahlen da-
durch größer geworden.

Welche Unterschiede gibt es zwischen kleineren 
und größeren Gemeinden, die dazu beitragen 
können, dass sich in kleineren Gemeinden 
mehr Wahlberechtigte an einer Wahl beteili-
gen? Zum einen kann davon ausgegangen 
werden, dass in kleinen Gemeinden die so-
zialen Netze enger sind, möglicherweise da-
durch auch die soziale Kontrolle höher ist. 
Zum anderen bieten sich in einer kleinen 
Gemein de auch für die Gemeinderatsmit-
glieder und Bürgermeister intensivere Mög-
lichkeiten, persönliche Beziehungen zu den 
Einwohnern aufzubauen und die Wahlberech-
tigten zur Teilnahme an der Wahl zu motivie-
ren. Ein Beleg dafür findet sich bei den Bürger-
meis terwahlen. Auch wenn in den vergangenen 
10 Jahren in baden-württembergischen Ge-
meinden mit weniger als 3 000 Einwohnern 
die Amtsinhaber ohne Konkurrenz antraten 
und die Wahlberechtigten „keine Wahl“ hatten, 
nahmen trotzdem die Hälfte der Wahlberech-
tigten an den Wahlen teil. In den größeren 
Gemeinden über 20 000 Einwohnern bestätigen 
dagegen nur rund ein Drittel der Wahlberech-
tigten den alleine angetretenen Amtsinhaber 
bei seiner Wiederwahl.

Gemeindegrößen in Baden-Württemberg 1990 und 2009S2
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Bei Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlen 
trägt die Stimme der Wählerinnen und Wähler 
nicht zu einem Landes- oder Bundesergebnis 
bei, sondern wird unmittelbar vor Ort gewertet. 
Hier können die Wählerinnen und Wähler eher 
das Gefühl haben, das ihre Stimme „zählt“ bzw. 
bedeutend ist, und zwar umso mehr je kleiner 
die Gemeinde ist. 

Unterschiede bei der Beteiligung auch bei 

Städten und Gemeinden gleicher Größe

Die Zusammenfassung in Gemeindegrößen-
klassen überdeckt Unterschiede zwischen den 
Gemeinden und Städten. Der Zusammenhang 
zwischen der Gemeindegröße und der Beteili-
gung an Gemeinderatswahlen ist nicht linear. 
Der Korrelationskoeffizient zwischen der Ge-
meindegröße am Ende des Jahres 2008 und 
der Wahlbeteiligung bei den Gemeinderats-
wahlen 2009 ist zwar hochsignifikant, aber mit 
– 0,328 nicht überwältigend hoch. Vielmehr 
nimmt die Wahlbeteiligung ab einer bestimm-

ten Gemeindegröße nicht weiter ab. Bei den 
Gemeinderatswahlen haben sich die Wahlbe-
teiligungen der Städte über 20 000 Einwohnern 
und der Großstädte inzwischen angeglichen. 
Es kann vielmehr davon ausgegangen werden, 
dass sowohl in Groß- als auch in Universitäts-
städten die Wählerinnen und Wähler zusätzlich 
mobilisiert werden. Zum einen finden Wahlen 
in größeren Städten auch bundesweite Auf-
merksamkeit. Zum anderen verstärkt sich die 
Konkurrenz der Parteien mit zunehmender 
Größe, so dass sie stärkere Anstrengungen 
unternehmen, die Wählerinnen und Wähler zu 
mobilisieren. Oftmals reisen Funktionsträger 
aus der Landes- und Bundespolitik zur Unter-
stützung der Kandidaten an. Ein genauerer 
Blick auf die einzelnen Städte in der Größen-
klasse ab 50 000 Einwohnern bestätigt die 
Annahmen (Tabelle).

Die Entwicklung der Wahlbeteiligung bei Ge-
meinderatswahlen in den Städten über 50 000 
Einwohnern verlief ausgesprochen heterogen. 
Spitzenreiter bei der Beteiligung bei allen 

Stadt

Gemeinderatswahlen
Bundes-

tags-
wahl Bürgermeisterwahlen Wiederwahl/Abwahl

bei Bürgermeisterwahlen
1994 1999 2004 2009 2009

% Jahr der Wahl

Stuttgart, Landeshaupstadt       64,3 47,8 48,7 48,7 74,3 43,1 2004 Wiederwahl Amtsinhaber

Mannheim, Universitätsstadt       58,6 37,2 41,4 37,9 67,6 36,6 2007 Amtsinhaber trat nicht an

Karlsruhe, Stadt                 56,2 43,4 44,4 42,7 71,1 30,3 2006 Wiederwahl Amtsinhaber

Freiburg im Breisgau, Stadt      63,7 42,8 50,0 49,4 74,1 45,2 2010 Wiederwahl Amtsinhaber

Heidelberg, Stadt                66,9 48,8 50,5 48,8 75,2 45,2 2006 Amtsinhaberin trat nicht an

Heilbronn, Stadt                 63,1 46,6 46,1 42,9 67,1 31,6 2007 Wiederwahl Amtsinhaber

Ulm, Universitätsstadt           65,5 50,6 47,5 46,4 72,4 43,0 2007 Wiederwahl Amtsinhaber

Pforzheim, Stadt                 57,4 42,6 39,3 39,6 63,8 36,4 2009 Abwahl

Reutlingen, Stadt                62,8 44,9 42,5 42,0 71,1 50,7 2003 Abwahl

Esslingen am Neckar, Stadt       65,3 49,0 49,8 49,3 74,2 44,4 2006 Wiederwahl Amtsinhaber

Ludwigsburg, Stadt               61,9 44,7 44,9 45,4 71,3 25,8 2003 Amtsinhaber trat nicht an

Tübingen, Universitätsstadt      69,1 51,0 56,0 56,3 80,5 51,9 2006 Abwahl

Konstanz, Universitätsstadt      62,1 44,8 46,3 46,2 72,9 50,4 2004 Wiederwahl Amtsinhaber

Villingen-Schwenningen, Stadt    56,9 44,3 41,4 38,5 66,4 44,9 2010 Wiederwahl Amtsinhaber

Aalen, Stadt                     65,4 49,3 47,7 46,7 71,0 49,6 2005 Amtsinhaber trat nicht an

Schwäbisch Gmünd, Stadt          59,0 45,2 44,9 44,2 70,2 49,3 2009 Abwahl

Sindelfingen, Stadt              64,0 46,7 46,4 41,8 71,7 29,4 2009 Wiederwahl Amtsinhaber

Offenburg, Stadt                 61,5 46,6 45,4 44,2 66,0 35,8 2010 Wiederwahl Amtsinhaberin

Friedrichshafen, Stadt           64,2 47,3 47,1 43,5 70,4 44,3 2009 Amtsinhaber trat nicht an

Göppingen, Stadt                 61,0 44,6 42,6 40,2 67,3 43,1 2004 Abwahl

Baden-Baden, Stadt               62,0 47,2 46,3 46,3 71,1 48,8 2006 Amtsinhaberin trat nicht an

Waiblingen, Stadt                61,5 48,8 47,4 45,4 73,4 39,7 2006 Amtsinhaber trat nicht an

Wahlbeteiligung in Städten mit über 50 000 Einwohnern in Baden-Württemberg 1994 bis 2009T
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Wahlen war Tübingen. Die Wahlbeteiligung in 
Tübingen lag bei allen Wahlen über der Beteili-
gung der anderen Städte mit über 50 000 Ein-
wohnern. Mit Ausnahme der Gemeinderatswahl 
1999 lag sie sogar über der durchschnittlichen 
Wahlbeteiligung aller Gemeinden und Städte. 
Tübingen zählt zu den Städten, deren Wahlbe-
teiligung nach dem starken Rückgang bei den 
Gemeinderatswahlen von der Wahl im Jahr 
1994 zur Wahl 1999 nicht weiter sank, sondern 
bei der Wahl 2004 nochmals anstieg und sich 
stabilisierte. Ähnliche Entwicklungen durch-
liefen auch Stuttgart, Freiburg im Breisgau, 
Ludwigsburg, Esslingen und Konstanz. Im 
Gegen satz dazu ging in den meisten anderen 
Städten die Wahl beteiligung ab 1999 kontinuier-
lich weiter zurück. 

Neben der Gemeindegröße gibt es noch wei-
tere soziale und politische Faktoren, die Wäh-
lerinnen und Wähler mobilisieren, zur Wahl zu 
gehen. Beispielsweise können Unterschiede in 
der Sozialstruktur der Bevölkerung dazu bei-
tragen, dass mehr Wahlberechtigte an den 
Wahlen teilnehmen. Darüber hinaus gibt es 
unterschiedliche politische Traditionen in den 
Gemeinden, die sich in der Wahlbeteiligung 
niederschlagen. Die Sozialstruktur und poli-
tische Traditionen wirken sich bei allen Wahlen 
gleichermaßen aus. Statistisch lassen sich 
diese Einflüsse durch die Wahlbeteiligung bei 
vorangegangenen Wahlen nachweisen. Da-
durch lässt sich auch erklären, weshalb Tübingen 
bei allen Wahlen eine höhere Beteiligung auf-
weist als beispielsweise Singen mit weniger 
Einwohnern.4

Bei Bürgermeisterwahlen zählt das Angebot 

an Kandidaten

Die Wahlbeteiligungen bei Bürgermeister-
wahlen lassen sich teilweise ebenfalls auf die 
Sozialstruktur zurückführen. Darüber hinaus 
spielt das Angebot der zur Wahl stehenden 
Kandidatinnen und Kandidaten eine größere 
Rolle als bei den übrigen Wahlen. Dieses hängt 
allerdings wiederum von der Gemeindegröße 
ab. Während bei der Mehrzahl der Bürgermeis-
terwahlen in den kleineren Gemeinden die Amts-
inhaber ohne ernsthafte Konkurrenz für eine 
weitere Amtszeit kandidieren, gibt es nur aus-
nahmsweise Wahlen in Großen Kreisstädten 
und Stadtkreisen, in denen die Amtsinhaber 
nicht herausgefordert werden. Die Bewerber-
zahlen sind in den Großen Kreisstädten und 
Stadtkreisen deshalb höher als in den kleineren 
Gemeinden. Die Gemeindegröße wirkt jedoch 
einer höheren Beteiligung trotz des besseren 
Angebots entgegen (Schaubild 4).

Die Beteiligung bei Bürgermeisterwahlen in 
den einzelnen Gemeinden und Städten weicht 
nicht wesentlich von der Beteiligung der Ge-
meinderatswahlen ab, wenn es sich um eine 
Bürgermeisterwahl handelt, die nicht bereits 
vor der Wahl als entschieden gilt. Sie liegt 
regel mäßig unter der Beteiligung bei der Ge-
meinderatswahl, wenn der Amtsinhaber ohne 
ernsthafte Konkurrenz für eine weitere Amts-
zeit antritt und im ersten Wahlgang wiederge-
wählt wird, wie beispielsweise in Sindelfingen 
(2009), Heilbronn (2007) oder Karlsruhe (2006). 
Bei diesen Wahlen beteiligten sich zwei Drittel 
der Wahlberechtigten nicht. 

Mehr Wahlberechtigte – weniger Wählerinnen 

und Wähler

Die prozentuale Angabe der Wahlbeteiligung 
bei Wahlen in Deutschland wird bestimmt, 
indem die Zahl der Wählerinnen und Wähler 
ins Verhältnis gesetzt wird zu der Zahl der 
Wahlberechtigten. Eine Abnahme der Wahl-
beteiligung kann sich also dadurch ergeben, 
dass sich die Zahl der Wählerinnen und Wähler 
ändert, das heißt dass weniger Wahlberech-
tigte als früher zur Wahl gehen. Aber auch eine 
Zunahme der Zahl der Wahlberechtigten kann 
sich auf die Wahlbeteilungsquote auswirken 
(Schaubild 5).

Zwischen 1994 und 2009 hat die Zahl der 
Wahl berechtigten in Baden-Württemberg bei 
der Kommunalwahl beständig zugenommen. 
An der Kommunalwahl 2009 konnten fast 
810 500 Wahlberechtigte mehr teilnehmen als 
bei der Wahl 1994. Dies bedeutet eine Zunahme 

Wahlbeteiligung bei Bürgermeisterwahlen in Baden-
Württemberg 1990 bis 2009 nach Gemeindegrößenklassen 
und Bewerberanzahl
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4 Bei der Regressionsana-
lyse bringt die Einbezie-
hung der Wahlbeteiligung 
der vorangegangenen 
Wahlen den größten Er-
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Modell sowohl zur Erklä-
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der Wahlbeteiligung zwi-
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Die zusätzliche Einbezie-
hung der Einwohnergrö-
ße (logarithmiert) bringt 
keinen zusätzlichen Er-
trag.
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um über 10 %.Die Entwicklung lief in den 
Kommunen recht unterschiedlich. In rund 5 % 
der baden-württembergischen Kommunen 
sank die Zahl der Wahlberechtigten. Dagegen 
stieg sie in über 200 Gemeinden und Städten 
um jeweils über 20 %. Die Zunahme der Zahl 
der Wahlberechtigten kann mehrere Gründe 
haben: Erstens können mehr junge Wähle-
rinnen und Wähler dazugekommen sein. Zwei-
tens können durch Zuzüge in die Kommunen 
mehr Menschen als früher wahlberechtigt 
sein und drittens kann durch gesetzliche Än-
derungen der Kreis der Wahlberechtigten er-
weitert sein.

Für die Zunahme der Zahl der Wahlberechtig-
ten zwischen 1994 und 2009 treffen vor allem 
die beiden letzteren Gründe zu. Baden-Würt-
temberg verzeichnete im genannten Zeitraum 
einen positiven Wanderungssaldo, das heißt 
es zogen insgesamt mehr Menschen zu als weg. 
Der Zusammenhang zwischen dem Anstieg 
der Einwohnerzahl zwischen 1994 und 2009 in 
einer Gemeinde und der Zunahme der Wahl-
berechtigten bei den Kommunalwahlen 1994 
und 2009 ist außerordentlich hoch. Durchschnitt-
lich sind von 100 zugezogenen Ein wohnern in 
einer Gemeinde 80 wahlberechtigt. 

Darüber hinaus wurde der Kreis der Wahlbe-
rechtigten erweitert. Seit dem 1. Januar 1996 
können Bürger der Europäischen Union, die 
bereits mindestens 3 Monate in der Gemeinde 
leben, bei Kommunalwahlen wählen. Eine 
rechtliche Ausweitung des Kreises der Wahl-
berechtigten (zum Beispiel auch die Herab-
setzung des Wahlalters) ist ein Meilenstein 
der Wahlrechtsänderung und kommt äußerst 
selten vor. Durch die Aufnahme neuer Mit-
gliedsstaaten in die Europäische Union wurde 
der Kreis der Wahlberechtigten für die Ge-
meinderatswahl 2004 nochmals erweitert. 
Insge samt sind in Baden-Württemberg rund 
5 % der Wahl berechtigten Angehörige anderer 
EU-Staaten.

Die Zunahme der Zahl der Wahlberechtigten 
ging jedoch nicht einher mit der Zunahme der 
Zahl der Wählerinnen und Wähler, was zu einer 
gleichbleibenden Wahlbeteiligung führen 
könnte, sondern vielmehr mit einer Abnahme 
der Zahl der Wählerinnen und Wähler. Während 
im Jahr 1994 noch über 4,7 Mill. Bürger wähl-
ten, waren es 2009 nur noch knapp über 4 Mill. 
Der stärkste Rückgang fand zwischen den 
Wah len 1994 und 1999 statt. So lag1999 die 
Wählerzahl sogar unter 4 Mill. Der Blick auf die 
einzelnen Städte und Gemeinden zeigt, dass 
es insgesamt noch nicht einmal 50 Gemeinden 
gibt, in denen die Zahl der Wählerinnen und 
Wähler zugenommen hat. 

Es kann anhand der Aggregatdaten keine 
Aussage darüber getroffen werden, ob die 
zusätzlichen Wahlberechtigten ihr Wahlrecht 
in geringerem Maße ausüben. Analysen des 
Statistischen Amtes der Stadt Stuttgart bestäti-
gen jedoch, dass sich bei der Gemeinderats-
wahl 2009 nur knapp 15 % der wahlberechtig-
ten Unionsbürger, die in Stuttgart immerhin 
10 % der Wahlberechtigten ausmachen, an der 
Wahl beteiligten.5

Es besteht ein starker statistischer Zusammen-
hang zwischen der Zunahme der Wahlberech-
tigten in den Kommunen auf der einen Seite 
und der Abnahme der Wählerinnen und Wähler 
auf der anderen. Der berechnete Korrelations-
koeffizient beträgt – 0,8. Das heißt je stärker 
die Zahl der Wahlberechtigten in einer Kom-
mune zwischen 1994 und 2009 zugenommen 
hat, desto größer war die gleichzeitige Ab-
nahme der Wählerinnen und Wähler im glei-
chen Zeitraum. Je länger die Einwohner in 
einer Gemeinde leben, desto ausgeprägter 
sind die sozialen Bindungen und Netzwerke in 
der Gemeinde. Sie beeinflussen maßgeblich 
die Bereitschaft, an einer Wahl teilzunehmen. 
Je stärker eine Gemeinde wächst, desto länger 
kann es dauern, bis die neuen Mitglieder in 
der Gemeinde integriert sind. 

Die räumliche Trennung von Wohnen und Ar-
beiten und die Zunahme der Mobilität der Be-
völkerung führen tendenziell zur abnehmen den 
Integration in die Gemeinden.

Neben der hierarchischen Bedeutung einer 
Wahl trägt auch die Mobilität dazu bei, dass 

Wahlberechtigte und Wähler bei den 
Gemeinderatswahlen in Baden-Würt-
temberg 1994, 1999, 2004 und 2009
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Noch dynamischer entwickelt sich die Wirt-
schaft in der trinationalen Metropolregion 
Oberrhein. Allein in den ersten 8 Jahren des 
neuen Jahrtausends nahm die Wirtschaftskraft 
gemessen am Bruttoinlandsprodukt (BIP) um 
ein Viertel zu. Das höchste BIP je Einwohner 
weist die Nordwestschweiz mit rund 47 000 
Euro auf. Im Baden-Württembergischen Anteil 
der Metropolregion – den Regionen Nördlicher 
und Südlicher Oberrhein sowie den Landkrei-
sen Lörrach und Waldshut – wurde ein BIP 
von rund 32 000 Euro je Einwohner erwirtschaf-
tet. Das Elsass mit 28 000 und die Süd pfalz mit 
25 000 Euro je Einwohner hatten die vergleichs-
weise niedrigste Wirtschaftskraft. 63 000 Er-
werbstätige pendelten 2008 von Frankreich 
bzw. aus Deutschland in die Nordwestschweiz 
(plus 4 000 seit 2006), 27 000 von Frankreich 
nach Baden bzw. in die Südpfalz (– 1 000 Pend-
ler seit 2006). Die Pendlerströme in die jeweils 
andere Richtung sind mit unter 1 000 vergleichs-
weise niedrig.

Touristisch besonders nachgefragt ist das El-
sass mit 1 852 Ankünften je 100 Einwohner 
und Jahr. In der Nordwestschweiz kommen 
auf 100 Einwohner nur vergleichsweise nied-
rige 876 Ankünfte. Dafür ist die Verweildauer 
mit 2,1 Tagen dort durchschnittlich etwas län-
ger (Elsass 1,7 Tage). Die Grundschule (Primar-
stufe) be suchen rund 307 000 Kinder im Ober-
rhein gebiet, 113 000 davon drücken im Elsass 
die Schulbank. Der größte Teil der insgesamt 
541 000 Sekundarschüler hingegen besucht 
eine Schule in Baden (262 000). 169 000 Stu-
dierende besuchen im Mandats gebiet liegen-
de höhere Schulformen bzw. Hochschulen, 
davon 66 000 im Elsass, 72 000 in Baden, 
21 000 in der Nordwestschweiz und 10 000 in 
der Süd pfalz.

sich mehr Wählerinnen und Wähler an Bun-
des- als an Kommunalwahlen beteiligen. Von 
bundespolitischen Regelungen bleiben die 
Bürger auch nach einem Umzug innerhalb von 
Deutschland betroffen. Der unmittelbare Bezug 
zur Kommunalpolitik indes geht zumindest zu-
nächst verloren.

Fazit

Als Fazit kann man festhalten, dass die Wahl-
beteiligung bei den baden-württembergischen 
Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlen in 
den vergangenen 20 Jahren gesunken ist, weil 
auf der einen Seite die Zahl der Wahlberechtig-

ten durch das Bevölkerungswachstum in Ba-
den-Württemberg, die Ausdehnung des Kreises 
der Wahlberechtigten auf EU-Bürger und die 
Aufnahme neuer Staaten in die EU stark zu-
genommen hat und auf der anderen Seite 
gleichzeitig immer weniger Wählerinnen und 
Wähler zur Wahl gegangen sind. Der Rückgang 
der Wahlbeteiligung war besonders ausgeprägt 
zwischen der Gemeinderatswahl 1994 und der 
Wahl 1999. Bei den Bundestagswahlen blieb 
die Wahlbeteiligung in diesem Zeitraum auf 
einem unverändert hohen Niveau. Diese Unter-
schiede könnten auch als ein Zeichen dafür 
verstanden werden, die politische Integration 
der zusätzlichen Wahlberechtigten in das kom-
munale politische Geschehen zu fördern.

kurz notiert ...
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Dynamische Metropolregion Oberrhein

Die Region Oberrhein entwickelt sich dynamisch, 
seit 1990 hat die Bevölkerung um 12 % auf knapp 
6 Mill. Einwohner  zugenommen. Damit leben 
nun pro Quadratkilometer (km2) 277 Menschen 
auf den rund 21 500 km2 des Mandatsgebiets 
der deutsch-französisch-schweizererischen 
Oberrheinkonferenz. Besonders deutlich wuchs 
die Bevölkerung im Elsass, gefolgt von Baden, 
der Nordwestschweiz und der Südpfalz.
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